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absolute Priorisierung vor der individuellen Rechtssphä-
re rechtsstaatlich höchst problematisch, für ein liberales 
Verständnis des Strafverfahrens dysfunktional ist, muss 
hier nicht betont werden.

Im Sinne einer solchen vermeintlichen Neuregelungsbe-
darfs ist ein Gesetzentwurf entstanden, durch den eine 
Änderung der Rechtslage bezüglich der DNA-Reihenun-
tersuchungen vorgenommen werden soll:33 Explizit vor-
gesehen wird die Möglichkeit, dass das im Rahmen ei-
ner Reihenuntersuchung erlangte Ergebnis auch für die 
Identi!zierung von Verwandten verwertet wird − auch 
die Belehrungsp#ichten nach § 81 h IV 2 StPO sollen ent-
sprechend geändert werden.

F. Ausblick

Es bleibt abzuwarten, inwieweit dieser Gesetzesvor-
schlag umgesetzt wird. Jedoch kann bereits jetzt zweier-
lei festgehalten werden:

Erstens wäre die Einführung einer erweiterten Beleh-
rung über die mögliche Verwertung des erlangten Mate-
rials zur Identi!zierung von nahen Verwandten in jedem 
Fall zu begrüßen. Selbst wenn die Interpretation zuträ-
fe, wonach die Verwertung von Beinahetre$ern bereits 
nach aktueller Rechtslage erlaubt ist, so wäre die aktuel-
le strafprozessuale Regelung jedenfalls aufgrund der ge-
genwärtig eingeschränkten Belehrungsp#icht mangel-
ha%. Letztlich erweist sich der hier diskutierte Fall damit 

33 Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Ver-
braucherschutz eines Gesetzes zur e$ektiveren und praxistauglicheren 
Ausgestaltung des Strafverfahrens.

auch als ein Problem der Freiwilligkeit der Teilnahme an 
DNA-Reihenuntersuchungen.

Zweitens bedeuten die gesetzgeberischen Vorschläge ei-
nen weiteren Schritt in Richtung einer sogenannten Ef-
fektivierung des Strafverfahrens. Dies geschieht unter 
grober Vernachlässigung der individuellen Rechtssphäre. 
Auch wenn verfassungsrechtliche und menschenrecht-
liche Vorgaben zum Persönlichkeitsrecht34 und zum 
Schutz der Privat- und Familiensphäre gegen diese Stoß-
richtung sprechen,35 genießen sie keine besondere Wert-
schätzung vor der kriminalpolitischen Tendenz einer 
Erweiterung von Ermittlungsmethoden zuungunsten 
der individuellen Freiheit. Die Befürworter solcher Ten-
denzen lassen sich nicht von der Tatsache beeindrucken, 
dass es in diesen Fällen nicht einmal um Beschuldigte 
geht. Wissenscha%liche Re#exion kann kriminalpoliti-
schen Tendenzen allenfalls begrenzt entgegenwirken. Es 
gehört aber zu ihrer Aufgabe, solche Tendenzen und ihre 
reale Bedeutung in aller Deutlichkeit darzustellen.
34 Vgl. zum Art. 2 I GG in seiner Ausprägung als Recht auf informati-
onelle Selbstbestimmung, Art. 2 I GG i. V. m. Art. 1 I GG Swoboda, StV 
2013 (Fn. 13), 466 f.
35 Zur „Nähe des Eingri$s zum Kernbereich privater Lebensgestal-
tung durch das familial searching“ vgl. Swoboda, StV 2013 (Fn. 13), 
469; spezi!sch zum Persönlichkeitsrecht in seiner Ausprägung als 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 I GG i. V. m. Art. 1 
I GG) vgl. Swoboda, StV 2013 (Fn. 13), 466 f.; zum Schutz der Privat- 
und Familiensphäre im Art. 8 EMRK vgl. Swoboda, StV 2013 (Fn. 13), 
467 f., 469. Dass es letztendlich mit der Aufopferung von Grundrech-
ten zugunsten kriminalpolitischer Interesse zumindest gerechnet 
wird, konzediert auch der Entwurf: „Selbst wenn man deshalb von ei-
nem Eingri$ in die informationelle Selbstbestimmung ausgehen wür-
de, wäre dieser jedenfalls durch das hoch zu gewichtende staatliche In-
teresse an der Au&lärung und Verfolgung von (schweren) Stra%aten 
gerechtfertigt.“ (Entwurf eines Gesetzes zu einer e$ektiveren und pra-
xistauglicheren Ausgestaltung des Strafverfahrens, S. 28). 

Andreas Ra$einer*

Italiens Verfassungsreform: Zurück zum Zentralismus

Am 4. Dezember 2016 ist es soweit. Italien schreitet im 
Rahmen einer Volksabstimmung zu den Urnen. Dabei 
geht es um die Verfassungsreform. Gewinnt das Ja, wird 
Italien zentralisiert, die Regionen weitgehend entmachtet 
und der Senat in eine unwichtige Regionalkammer um-
gewandelt. Und nebenbei droht der angeblich weltbesten 
Autonomie Südtirols ein irreparabler Schaden. Nicht nur 

der Verfasser dieser Abhandlung, selbst ein Südtiroler, 
blickt sehr besorgt in die Zukun!. Aufgrund der besseren 
Lesbarkeit hat der Verfasser außerdem der vorliegenden 
Abhandlung auf Fußnoten verzichtet. Dennoch hat er eine 
interessante, weiterführende Literaturliste zusammenge-
stellt, welche am Ende des Beitrags zu "nden ist.

Der Wind aus Rom wird rauer

In Südtirol tagt derzeit ein eigens ins Leben gerufener 
Konvent an der Überarbeitung des Autonomiestatuts 
aus dem Jahr 1972. Rom hat nichts Besseres zu tun, als 
der „eigensinnigen Provinz Bozen“ den Wind aus den 

 * Der Autor ist Doktorant der Geschichte am Institut für Geschichts-
wissenscha%en und Europäische Ethnologie an der Universität Inns-
bruck, außerdem Buch- und Gastautor, freiberu#icher Redakteur, Re-
ferent und Rezensent. Neben der österreichischen Geschichte, Zeitge-
schichte und der Geschichte der Neuzeit umfasst sein Interessengebiet 
auch die Rechtsgeschichte, das Völker- und Europarecht, sowie die Po-
litikwissenscha%en und die Verfassungsgeschichte.
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Segeln zu nehmen. Der italienische Ministerpräsident 
Matteo Renzi schlug eine Verfassungsreform vor. Der 
Senat genehmigte in einer Sitzung vom 20. Januar 2016, 
die Abgeordnetenkammer am 12. April 2016, das dazu 
verfassungsrechtlich notwendige Referendum. 

Es ist in der Tat egal, wie diese Volksabstimmung ausge-
hen wird, denn es kommt zu einer radikalen Wende in 
der römischen Politik. Während Parlament und Regie-
rung Italien bis zur Verfassungsreform von 2001 Italien 
moderner und föderaler machen wollten, will man mit 
der neuen Reform mehrere Schritte zurücksetzen und 
zentralistischer werden. Wenn das Ja gewinnt, kommt es 
zur Reform des Au'aus der Republik. Der Senat wird in 
eine hybride „Vertretung der lokalen Autonomie“ umge-
wandelt, welche weder eine echte Länderkammer noch 
eine gleichrangige Parlamentskammer ist und kaum 
über ein politisches Gewicht verfügt. 

Das Italicum, ein neues Wahlsystem, wird eingeführt, 
das bei einer Wahl der siegreichen Partei 54 Prozent der 
Sitze beschert. Die Einführung des neuen Wahlrechts 
für die Wahl der Kammer (und nur der Abgeordneten-
kammer, weil der Senat gemäß Verfassungsreform nicht 
mehr direkt gewählt wird) ist zwar Gesetz (Staatsgesetz 
vom 6. Mai 2015, Nr. 52), doch damit noch nicht abge-
schlossen. Denn es laufen beim Verfassungsgerichtshof 
zwei Klagen gegen das Gesetz wegen seiner Verfassungs-
widrigkeit, über die das Höchstgericht Anfang 2017 ent-
scheiden wird.

Man kann sich die Frage stellen, ob das überhaupt de-
mokratisch ist, zumal es keine Koalitionsgespräche mehr 
braucht. 

Südtirol, quo vadis?

Südtirol be!ndet sich in der Zwickmühle. Für das Land 
von Etsch, Eisack und Rienz wurde eine Übergangsklau-
sel vorgesehen, die etwas pathetisch als „Schutzklausel“ 
de!niert wird. Die Fragestellung, ob sie die Sonderau-
tonomien vor der Reform schützt oder in eine zentralis-
tisch-autoritäre Zwangsjacke steckt, kann ohne Zweifel 
ad absurdum geführt werden. Die Südtiroler Abgeordne-
ten ließen sich von Ministerpräsident Matteo Renzi blen-
den und haben der Reform zugestimmt, um eine mögli-
che Klausel des Übergangs zu erwirken. Von Interesse 
ist auch der Umstand, dass ein Übereinkommen mit den 
Regionen und autonomen Regionen erfolgen soll. Auch 
die Rolle des Verfassungsgerichtshofs muss in die Über-
legungen entsprechend einbezogen werden. 

Historische Prämissen

Wenn man in das Jahr 1948 blickt und die zu jener Zeit 
in Kraft getretene Nachkriegsverfassung Italiens be-
trachtet, erkennt man, dass die Gründungsväter des Ge-

setzes bemüht waren, eine demokratische, freiheitliche 
und soziale Verfassung auf den Weg zu bringen, obwohl 
der Au'au des Staates einen zentralistischen Charakter 
aufwies. Nur die fünf Regionen mit Sonderstatut, und 
folglich auch Südtirol, genossen weitgehende Autonomi-
en; die anderen Regionen blieben lange ohne autonome 
Befugnisse.

In weiterer Folge bemühte man sich um mehr Föderalis-
mus und um weniger Zentralismus. 2001 trat in Italien 
eine neue fortschrittliche Verfassungsordnung in Kra%, 
wobei die Reform u. a. Klauseln zugunsten der Regionen 
und vieles mehr betraf. Für die Autonome Provinz Bo-
zen-Südtirol gab es eine Besserstellungsklausel, die Zu-
ständigkeiten, die nicht im Autonomiestatut enthalten 
waren, betraf. Dazu zählte etwa die Möglichkeit, inter-
nationale Abkommen abzuschließen, den Außenhandel 
zu regeln und in Fragen des Zivilschutzes und der Schul-
politik selbstständig Entscheidungen zu tre$en. Selbst 
die Legislative wurde vereinfacht.

Und jetzt ist alles aus?

Wie vorstellend erwähnt, bläst Südtirol nunmehr von 
Rom aus ein rauer Wind entgegen. Die Verfassungsre-
form, über die in Kürze abgestimmt wird, ist keineswegs 
bloß ein autoritärer Schachzug, sondern auch eine sehr 
große Gefahrenquelle für die Südtiroler Autonomie und 
für alle Minderheiten, die in dem fremdnationalen Staat 
leben müssen. So wird die Neugestaltung von 2001 über 
Bord geworfen, 20 und mehr Zuständigkeiten der Regi-
onen an Rom zurückgegeben und andere antiföderale 
Punkte unter Hinweis auf das vorherrschende „nationa-
le Interesse“ im wahrsten Sinn des Wortes ausgehebelt. 

Die römische Regierung kann daher immer dann in die 
regionale gesetzgebende Gewalt eingreifen, wenn es die 
juridische und ökonomische Einheit der Republik oder 
das nationale Interesse erfordern. Ein Schelm, der Bö-
ses denkt? Im Umkehrschluss kann man diesen Para-
graphen einengend auslegen und mit dem Plädoyer des 
Verfassungsgerichtshofes abschließen. Hat einmal Rom 
gesprochen, ist der Fall beendet; eine Aussicht auf einen 
Rekurs gibt es nicht.

Gibt sich Südtirol geschlagen?

Wenn man noch einmal die italienische Verfassung be-
trachtet, erkennt man, dass die Statuten der autonomen 
Regionen Verfassungsrang haben. Damit sind sie von 
der politischen Willkür des Staates befreit, würde man 
meinen. Aber der Schein trügt. Im neuen Verfassungs-
entwurf könnte eine Übergangsklausel für die Sonder-
autonomien eingebaut werden, die diese gegen einseiti-
ge Veränderungen der Autonomiestatuten schützen soll. 
Diese Übergangsklausel sieht vor, dass die Kompetenz-
verteilung auf die Regionen mit Sonderstatut und die au-



REZEN
SIO

N
EN

RECH
TSPRECH

U
N
G

H
AU

SA
RBEITEN

KLAU
SU

REN

Andreas Raffeiner – Italiens Verfassungsreform

AU
FSÄTZE

HRN 2/2016102

VERA
N
STA

LTU
N
G
EN

A
U
FSÄTZE

tonomen Provinzen Trient und Bozen bis zur entspre-
chenden Überarbeitung ihrer Statuten – die auf Grund 
von Übereinkommen mit den Regionen und autonomen 
Provinzen zu erfolgen hat – keineswegs angewandt wer-
den. Diese Schutzklausel hat aber nur Übergangscharak-
ter, d. h. sie gilt suspensiv, bis zum In-Kra%-Treten der 
Revision des Statuts.

Der Teufel steckt im Detail, zumal sich auch die Sonder-
regionen und somit auch Südtirol anpassen müssen, al-
lerdings auf Grund von Übereinkommen. Tatsächlich 
war in der anfänglichen Formulierung von „Anpassung“ 
der Statuten die Rede, während es jetzt „Überarbeitung“ 
heißt. Auf den ersten Blick scheint das tatsächlich einen 
Schutz darzustellen, da die Anwendung temporär ver-
zögert und durch die Übereinkommen mit den Sonder-
autonomien abgesichert wird. Dessen ungeachtet kann 
Revision eine technische Anpassung, vorbehaltlich in-
haltlicher Abweichungen, aber auch eine Anpassung an 
die Inhalte, oder zumindest an die Grundsätze bedeuten. 
Tatsächlich beinhaltet diese Formulierung folgenschwe-
re Risiken politischer Auslegung und Anwendung, so 
auch im Lichte der negativen Stimmung im Parlament 
gegenüber den Sonderautonomien. 

Die Erwartung einer Anpassung bleibt und könnte auch 
den römischen Verfassungsgerichtshof in seiner Ausle-
gung zu Gunsten einer Anwendung der Prinzipien bestär-
ken. Aber unabhängig von der Übergangsklausel werden 
die Sonderautonomien auch indirekt gefährdet, weil sie in 
ein zentralistisches Gefüge gepresst werden und eine noch 
stärkere Ausnahme vom System darstellen, die für noch 
mehr Neid und Anfeindungen sorgen wird. Eine Autono-
mie entfaltet sich in einem föderalen System naturgemäß 
besser als in den Zwängen eines Zentralstaates. Das Fanal 
der Besserstellungsklausel wird wohl oder übel erlöschen. 
Und Südtirol wird sich geschlagen geben, zumal die Mei-
nung der Abgeordneten nichts mehr zählen wird.

Ist Italien als minderheitenfreundlicher Staat 
anzusehen?

Am 10. Oktober 2020 jährt sich die Annexion Südtirols 
durch Italien zum 100. Mal. Wenn man die Zeit der fa-
schistischen Willkürherrscha% in den Jahren zwischen 
1922 und 1943 ausklammert, haben sich die deutschen 
und ladinischen Einwohner des Landes zwischen dem 
Brennerpass und der Salurner Klause verhältnismäßig 
gut über Wasser gehalten. Ein Schicksal wie den ande-
ren Minderheiten in Mittelosteuropa ist den Südtirolern 
Gott sei Dank erspart geblieben. Trotzdem musste man 
um jedes Komma der Autonomie, deren Fundament der 
Pariser Vertrag von 1946 ist, feilschen. Der Schritt in 
Richtung Föderalismus 2001 war ein richtiger, ein not-
wendiger. Die Minderheiten und auch Südtirol konnten 
aufatmen. Doch die Verfassungsreform, über die das 

Volk am 4. Dezember 2016 abstimmt, scheint das Gegen-
teil zu wollen und auf diese Weise auch einzuzementie-
ren. Nun ist die geplante Zentralisierung eine Zäsur für 
die italienische Politik, die Verfassung wird bei einem Ja 
geändert, und es ist am Ende egal, wer die Regierung lei-
tet oder nicht. Somit ist eine Zentralisierung Gi% für das 
Fortbestehen einer Minderheit, die dabei Gefahr läu%, 
dem Einheitsbrei untergeordnet zu werden. Das Motto 
der Europäischen Union, „Einheit durch Vielfalt“, wird 
damit aber mit Füßen getreten.
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Jonas Sievert*

Klausur Strafrechtsgeschichte

Die Klausur behandelt unter anderem den Diskurs um 
die Rechtmäßigkeit der Todesstrafe zur Zeit der Au#lä-
rung, die Entwicklung der Rechtsgutverletzungslehre so-
wie eine Frage zur Lehre von der Spezialprävention. Von 
den fünf zur Wahl stehenden Fragen hat der Verfasser 
Nr. 1 sowie Nr. 3 –5 bearbeitet. 

Aufgabenstellung

Bearbeiten sie nur vier der folgenden fünf Fragen:

1. Wie argumentieren Cesare Beccaria und Immanu-
el Kant zur Todesstrafe? Inwieweit ist Beccarias Au$as-
sung typisch für seinen zeitlichen Hintergrund?
2. Erläutern Sie, ob bzw. inwieweit das strafrechtliche 
Gesetzlichkeitsprinzip im Allgemeinen Preußischen 
Landrecht (1794) umgesetzt wurde. Setzen Sie sich kri-
tisch hiermit auseinander.
3. Erläutern Sie die sogenannte Rechtsverletzungslehre 
bei P.J.A. Feuerbach und die Frage ihrer Umsetzung in 
der zeitgenössischen Praxis. Wie lässt sich diese Lehre 
bewerten? 
4. Erläutern Sie anhand der Stra%heorie Franz von 
Liszts die Lehre von der Spezialprävention. Setzen Sie 
sich kritisch hiermit auseinander.
5. Welche Bedeutung hat die Radbruchsche Formel für 
das strafrechtliche Rückwirkungsverbot? Nehmen Sie 
hierzu Stellung.

Klausurlösung

1. Frage

Cesare Beccaria argumentiert strikt gegen die Todesstra-
fe. Dabei beru% er sich auf die Vertragstheorie von )o-
mas Hobbes und sieht dessen Gesellscha%svertrag als 
Legitimation des Strafrechts. In diesem Gesellscha%s-
vertrag geben die Menschen ihr, aus dem Naturrecht, 
hervorgehendes, „Recht auf alles“ auf um dem Naturzu-
stand, welcher Chaos hervorru%, zu ent#iehen.

Cesare Beccaria modi!ziert die Vertragstheorie Hobbes 
dann, indem er auf den zweiten, laut Hobbes für eine 
sichere Gesellscha% notwendigen Herrscha%svertrag, 
nachdem die Menschen auf ihr „Recht auf alles“ zuguns-
ten eines Dritten, der sein „Recht auf alles“ uneinge-
schränkt ausüben darf (Leviathan), verzichtet. 

Auch stellt Beccaria den Willen, aus dem heraus die Men-
schen den Gesellscha%svertrag schließen, in den Vor-
dergrund indem er fragt, ob im Gesellscha%svertrag, der 
aus freiem Willen geschlossen wird, die Befugnis bzw. 
die Abtretung der Entscheidung, über das eigene Leben 
zu entscheiden, enthalten ist. Dies beantwortet er ableh-
nend, denn wer würde, so Beccaria, wollen, dass andere 
über sein wertvollstes Gut, das Leben, richten und dieses 
Recht freiwillig aufgeben. Somit kommt Cesare Beccaria 
zu dem Ergebnis, dass es prinzipiell keine legitime Basis 
für die Todesstrafe gäbe und diese somit unrecht sei.

Immanuel Kant widerspricht dieser These Beccarias 
hingegen vehement und bezeichnet sie unschmeichel-
ha% mit den Worten „alles Sophisterei und Rechtsver-
drehung“. Für Kant ist das Wesentliche des Menschen 

 * Stud. iur. an der Universität Hamburg. Der Beitrag beruht auf einer 
Klausur, die im Wintersemester 2015/16 am Lehrstuhl von Prof. Dr. Dr. 
Milan Kuhli zu der Vorlesung Strafrechtsgeschichte als Grundlagen-
schein an der Fakultät für Rechtswissenscha% an der Universität Ham-
burg gestellt wurde. Die Klausur wurde mit vollbefriedigend bewertet. 


